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Aktuelle Informationen für Vereine und gemeinnützige Organisationen 

 
Wann haben Mitglieder Anspruch auf eine Liste der Mitglieder-EMails? 
 
E-Mail-Kommunikation ist in den meisten Vereinen eine Selbstverständlichkeit. Dennoch darf 
der Verein die E-Mail-Adressen der Mitglieder nicht ohne weiteres herausgeben. Wann er das 
darf oder sogar muss, hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm geklärt (Urteil vom 26.04.2023, 
8 U 94/22). 
 

Wann eine Mitglied ein berechtigtes Interesse an der Herausgabe solcher Listen hat, kann – 
so das OLG – nicht abstrakt-generell geklärt werden, sondern muss auf Grund der konkreten 
Umstände des einzelnen Falls beurteilt werden. 
In jedem Fall besteht das Recht auf Herausgabe, wenn es darum geht, das erforderliche 
Stimmenquorum für ein Minderheitenbegehren zur Einberufung einer Mitgliederversammlung 
zu erreichen. 
Ein berechtigtes Interesse liegt nach Rechtsprechung des BGH außerdem darin, mit der Vielzahl 
von Mitgliedern, von denen regelmäßig nur ein kleiner Teil an der Mitgliederversammlung teil-
nimmt, in Kontakt zu treten, um eine Opposition gegen die vom Vorstand eingeschlagene Rich-
tung der Vereinsführung zu organisieren. Dabei müssen sich die Mitglieder nicht auf die Mög-
lichkeit der Kontaktaufnahme über eine Vereinszeitschrift oder ein vom Verein eingerichtetes 
Internetforum verweisen lassen. 
Das OLG hat darüber hinaus folgende Grundsätze aufgestellt: 

• Die Zwischenschaltung eines Treuhänders, an den die Listen herausgegebenen werden ist, 
nicht erforderlich. Das würde die Nutzung der E-Mail-Adressen erheblich erschweren. 

• Im Einzelnen muss geprüft werden, ob wesentliche Interessen des Vereins oder der Mit-
glieder der Herausgabe der Mitgliederdaten entgegenstehen. Das Kostenargument spielt 
hier regelmäßig keine Rolle. 

• Eine mögliche Belästigung der Mitglieder hat kein Gewicht. Das Mitgliedschaftsverhältnis 
begründet nämlich eine Sonderverbindung, für die die Grundsätze für eine belästigende 
Werbung (§ 7 Abs. 2 Nr. 2 UWG) nicht gelten. 

• Aus der Satzung des Vereins dürfen sich keine Einschränkungen des mitgliedschaftlichen 
Informationsanspruchs ergeben. Es wäre aber ohnehin fraglich, ob solche Einschränkungen 
überhaupt zulässig sind. Das mitgliedschaftliche Informationsrecht darf nämlich nicht 
grundsätzlich eingeschränkt werden. 

• Datenschutzrechtliche Bedenken gibt es regelmäßig nicht. Zulässig ist nach Art. 6 Abs. 1b 
Datenschutz-Grundverordnung die Verarbeitung „für die Erfüllung eines Vertrags, dessen 
Vertragspartei die betroffene Person ist“. Vereinsgründung und -beitritt begründen einen 
solchen Vertrag. Die Pflicht des Vereins, dem Mitglied eine Mitgliederliste mit Namen, Ad-
ressen und E-Mail-Adressen zu übermitteln, ergibt sich bereits durch eine Interessenabwä-
gung. Andernfalls könnte die Mitglieder ihre Mitgliedschaftsrechte nämlich nicht effektiv 
ausüben oder sie liefen sogar in Leere. 

 

 
Rund um den Vereinsinfobrief 
Kopieren! Verwenden Sie einzelne unsere Beiträge für Ihre Newsletter, Publikationen oder Zeit-
schriften – kostenlos und unverbindlich.  
Einzige Bedingung:  
Sie verweisen mit einem Link am Ende des Beitrages auf www.vereinsknowhow.de. 

file:///E:/Vereinsknowhow/www.vereinsknowhow.de

